Pressekonferenz 
12.12.05
Renate Hendricks, MdL, sachkundige Bürgerin im Schulausschuss,

Gieslint Grenz, schulpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion

Ernesto Harder, zukünftiger jungendpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion
Landesregierung gefährdet Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe

Bonner Träger der OGS wenden sich gegen die Absicht der Landesregierung, künftig weniger Mittel bei der OGS zur Verfügung zu stellen

Seit dem Jahr 2003 sind in Bonn sind von den 51 Grundschulen bereits 20 zu einer offenen Ganztagschule umgewandelt worden. Ab dem kommenden Jahr sollten weitere 20 Schulen an den Start gehen. Die meisten Grundschulen in Bonn haben sich dafür entschieden, die Umsetzung der OGS gemeinsam mit einem Träger zu praktizieren. Die Kooperation von Schule und Jugendhilfe „auf gleicher Augenhöhe“ war erklärtes Ziel bei der Einführung der Offenen Ganztagsschule. In einem einzigartigen Kraftakt hat die Stadt Bonn die Entwicklung der OGS in Bonn begleitet und unterstützt. Mit der Einführung der OGS haben alle Partner Neuland betreten und gute Erfahrungen gemacht.
Nun plant die Landesregierung einen radikalen Kurswechsel mit gravierenden Folgen. Das Schulministerium hat in einem neuen Erlass Kommunen und Verbände über einschneidende Änderungen bei der offenen Ganztaggrundschule informiert. Die gute Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule wird quasi aufgekündigt. Das Schulministerium will zwar in gewissem Umfang zusätzliche Mittel für Lehrer bereitstellen, aber gleichzeitig werden bei der Jugendhilfe 7,3 Millionen Euro einkassiert. Dies gefährdet für Bonn etliche Arbeitsplätze.
Mit der jetzt angekündigten Veränderung geht nicht nur eine Minderfinanzierung einher, sondern es wird zugleich ein Paradigmenwechsel eingeleitet, mit dem die Träger der OGS aus der pädagogischen Verantwortung gedrängt werden Das Vertrauen der Träger der Jugendhilfe in Maßnahmen der Politik wird damit nachhaltig gestört.

Finanzierung
Die Finanzierung eines Platzes in der OGS errechnet sich in Bonn wie folgt: 615 Euro Festbetrag und 205 Euro für 0,1 Lehrerstellen pro Kind und Jahr durch das Land. Dazu kommt ein Betrag von (700), den die Stadt Bonn pro Platz zahlt. Die Lehrerstellen können bisher kapitalisiert werden, d. h. die Mittel für die Lehrerstellen können auch für anderes Personal verwendet werden. Die Entscheidung darüber liegt in den Kommunen, die sich fast alle ausnahmslos für eine Kapitalisierung entschieden haben. Der kommunale Anteil kann auch aus den eingenommenen Elternbeiträgen finanziert werden. Dabei galt bis jetzt die Höchstgrenze von 100 Euro pro Monat pro Platz. Im neuen Erlass sind 150 Euro vorgesehen. Dieser Betrag ist nach Meinung der Bonner SPD akzeptabel, wenn gleichzeitig eine sozial gerechte Staffelung der Elternbeiträge ermöglicht wird. 
Nach den Sommerferien hat die neue Landesregierung in Gesprächen mit den Kooperationspartnern der OGS erklärt, eine qualitative und quantitative Verbesserung der Offenen Ganztagsgrundschulen vornehmen zu wollen. Dies sollte durch die zusätzliche Bereitstellung von 0,1 Lehrerstelle pro Gruppe erfolgen, die ebenfalls kapitalisierbar sein und rückwirkend zum 1.8.2005 ausgeschüttet werden sollte.

Vertrauensbruch und Verunsicherung
Einen Monat nach der Bundestagswahl am 18. September kam die Aussage aus dem Schulministerium, die angekündigten zusätzlichen Lehrerstellenanteile (0,1 pro Gruppe) sollen nicht mehr kapitalisierbar sein. Hiergegen haben die Bonner Träger der OGS bereits heftig mit Briefen an Minister Laschet und Ministerin Sommer reagiert (Anlage). 
Statt möglicherweise klärender Gespräche kommt nun ein neuer Erlass in die Verbändebeteiligung, der große Verunsicherung, Enttäuschung und erheblichen Ärger bei den Trägern der Freien Wohlfahrtspflege und den Elterninitiativen in Bonn auslöst.
Die Kooperationspartner fühlen sich „ausgebootet“. Die Träger in Bonn sehen sich um ihre Entwicklungsarbeit betrogen und wissen nicht, wie es weitergehen soll. Das Konzept für die neuen Ganztagsschulen, die im kommenden Jahr an den Start gehen sollen, muss neu gedacht werden. Weil die bisher mögliche Kapitalisierung von 0,1 Lehrerstellen ab August 2007 um die Hälfte reduziert werden soll, dürfen dann nur noch 103 Euro für Personal außer den Lehrern ausgegeben werden. Nur in Ausnahmefällen, d.h. bei Vorliegen langfristiger Verträge mit dem Personal an den Schulen kann dieser Betrag überschritten werden. 
Horte

Besonders dramatisch ist dieser Schritt, weil viele Träger von Horten ihr qualifiziertes Personal bereits in den Grundschulen einsetzen – mit viel Erfolg und Zustimmung. Die Auseinandersetzungen um die Auflösung von Horten in Bonn sind uns alle noch gegenwärtig. Ab 2007 sollen nur noch 20% der Horte weiter gefördert werden, ab 2010 gar keine mehr. Dazu argumentiert das Schulministerium, dass eine Qualitätssteigerung nur mit weniger Jugendhilfe erreicht werden könne.
Mehr Lehrerstellen für den Ganztag werden begrüßt
Die Landtagsabgeordnete der SPD, Renate Hendricks, begrüßt grundsätzlich die Neuregelung, nach der die offenen Ganztagschulen ab dem kommenden Schuljahr einen erweiterten Lehrerstellenzuschlag von 0,2 erhalten sollen. Diese Stellen sollen in die Förderung der Schüler investiert werden (speziell Mathe, Sprache, Englisch). Erhebliche Bedenken bestehen jedoch gegen die Ansicht, die Kapitalisierungsmöglichkeit erheblich einzuschränken. Dabei bleiben etliche wesentliche Fragen offen:
1. Warum wird die erst jüngst begonnene gute Kooperation von Schule und Jugendhilfe ohne Not aufgegeben?

2. Warum werden die Träger der Freien Wohlfahrtspflege vor der Bundestagswahl mit Versprechungen gelockt, die nach der Wahl keinen Pfifferling mehr wert sind?
3. Wie soll zukünftig das Verhältnis von Trägern und Schule im Hinblick auf den Einsatz von Lehrerstellen sein?
4. Werden Lehrer und Lehrerinnen auch in den Ferien für die Förderung in der OGS zur Verfügung stehen?
5. Wie sollen die Kommunen die Schulleitungen bei der wachsenden Verwaltungsarbeit entlasten, wenn sie keine zusätzlichen Mittel bekommen?
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